
 
Hauptversammlung 2024 
 
 
 
Bericht des Vorstands zu TOP 10 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbindung 

mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 

Der Vorstand hat einen schriftlichen Bericht gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in Verbin-

dung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet, weshalb er ermächtigt werden möchte, über 

den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nach Tagesordnungspunkt 10 lit. g) ent-

scheiden zu können. Der Bericht ist in Abschnitt VI. dieser Einberufung abgedruckt und ist 

vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an und bis zu deren Ablauf im Inter-

net unter www.bechtle.com/hv2024 zugänglich. 

 

Der Bericht hat folgenden Inhalt: 

Die von der Hauptversammlung am 27. Mai 2020 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb 

und zur Verwendung eigener Aktien ist bis zum 26. Mai 2025 befristet. Von dieser Ermäch-

tigung ist bis zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung kein Gebrauch ge-

macht worden. Um weiterhin die Möglichkeit zum Aktienrückkauf zu haben, soll die Gesell-

schaft unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigung erneut zum Erwerb eigener Aktien er-

mächtigt werden. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor zu be-

schließen: 

 

a) Die von der Hauptversammlung am 27. Mai 2020 unter Tagesordnungspunkt 6 be-

schlossene und bis zum 26. Mai 2025 befristete Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien wird mit Wirksamwerden der nachfolgenden neuen Er-

mächtigung aufgehoben. 

 

b) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 10. Juni 2029 eigene Aktien bis zu insgesamt 

10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der vorliegenden Ermächtigung beste-

henden Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Aus-

übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die 

aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der 

Gesellschaft, die die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr 



 
 
 
 

 

gemäß §§ 71 ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jewei-

ligen Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. 

 
Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum Zwecke des Handels in eigenen 

Aktien genutzt werden; im Übrigen liegt die Bestimmung des Erwerbszwecks im Ermes-

sen des Vorstands. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 

mehrmals, auch durch Konzerngesellschaften oder für Rechnung der Gesellschaft oder 

ihrer Konzerngesellschaften handelnde Dritte ausgenutzt werden. Die einschränkenden 

Bestimmungen des § 71 Abs. 2 AktG sind zu beachten. 

 
c) Der Erwerb der Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse, mittels eines an 

sämtliche Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels 

einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten. 

 

aa) Beim Erwerb eigener Aktien über die Börse darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch 

die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpa-

pierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % 

über- oder unterschreiten.  

 

bb) Erfolgt der Erwerb über ein an sämtliche Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufan-

gebot oder über eine öffentliche Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte einer im 

Zusammenhang mit einer Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten fest-

gesetzten Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den arithmeti-

schen Mittelwert der Kurse der Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handel der 

Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

den letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Ange-

bots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um 

nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach Veröffentlichung 

eines Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-

angeboten nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann 



 
 
 
 

 

das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ange-

passt werden. Der maßgebliche Referenzzeitraum sind in diesem Fall die drei Bör-

senhandelstage vor dem Tag der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung. Das 

Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann wei-

tere Bedingungen vorsehen; die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsge-

staltung bestimmt der Vorstand. Das Volumen des Erwerbs kann begrenzt werden. 

Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots bzw. die Verkaufsangebote das fest-

gesetzte Volumen überschreiten, muss die Annahme im Verhältnis der jeweils an-

gedienten bzw. angebotenen Aktien erfolgen; darüber hinaus können eine bevor-

rechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis 100 Stück angedienter Aktien je Ak-

tionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen wer-

den. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit aus-

geschlossen. 

 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen 

Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden 

Zwecken zu verwenden: 

 

aa) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Ange-

bot an alle Aktionäre gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den 

Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht we-

sentlich unterschreitet; der auf die Anzahl der unter dieser Ermächtigung veräu-

ßerten Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals darf 10 % des Grund-

kapitals (10 %-Grenze) nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Sofern 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen 

Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien oder zur Ausgabe 

von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm 

verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht in direkter oder ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist 

dies auf die in vorstehendem Satz genannte 10 %-Grenze anzurechnen. 

 



 
 
 
 

 

bb) Die Aktien können Dritten gegen Sachleistungen angeboten und übertragen wer-

den, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 

(auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen 

an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich Forde-

rungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften. 

 

cc) Die Aktien können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der 

Gesellschaft oder einer  Konzerngesellschaft bei der Ausgabe von Schuldver-

schreibungen (einschließlich Genussrechten) eingeräumt wurden, oder zur Erfül-

lung von Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer Konzerngesell-

schaft ausgegebenen Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) ver-

wendet werden. 

 

dd) Die Aktien können als Belegschaftsaktien im Rahmen der vereinbarten Vergütung 

oder gesonderten Programmen (aktuellen und ehemaligen) Mitarbeitern der Ge-

sellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen sowie (aktuellen und ehemaligen) 

Mitgliedern der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen Unter-

nehmen angeboten und übertragen werden, wobei das Arbeits- bzw. Anstellungs-

verhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der Zusage oder der Übertragung beste-

hen muss. Die Aktien können dabei auch einem Kreditinstitut übertragen werden, 

das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich für die Zwecke 

nach Satz 1 zu verwenden. 

 

ee) Die Aktien können zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip di-

vidend) gegen vollständige oder teilweise Übertragung des Dividendenanspruchs 

des Aktionärs veräußert werden. 

 

ff) Die Aktien können ganz oder teilweise eingezogen werden, ohne dass die Einzie-

hung oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses be-

darf. Die Einziehung kann auch ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des 



 
 
 
 

 

anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft er-

folgen. Der Vorstand wird für diesen Fall zur Anpassung der Angabe der Anzahl 

der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

 

e) Die Ermächtigungen unter lit. d) erfassen auch die Verwendung von Aktien der Gesell-

schaft, die aufgrund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

erworben wurden, und von solchen Aktien, die von Konzerngesellschaften oder gemäß 

§ 71d Satz 5 AktG erworben wurden. 

 

f) Die Ermächtigungen unter lit. d) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 

einzeln oder gemeinsam, die Ermächtigungen gemäß lit. d), aa) bis dd) auch durch Kon-

zerngesellschaften oder für Rechnung der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaf-

ten handelnde Dritte ausgenutzt werden. 

 

g) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, 

wie diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. d), aa) bis ee) ver-

wendet werden. Darüber hinaus wird der Vorstand für den Fall der Veräußerung der 

Aktien über ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre ermächtigt, das Bezugsrecht 

der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Summe der unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre verwendeten Aktien darf während der Laufzeit der vorlie-

genden Ermächtigung 10 % des Grundkapitals (10 %-Grenze) im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung nicht übersteigen. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung 

von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien 

der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die in vorstehendem Satz genannte 

10 %-Grenze anzurechnen. 

 

h) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieser 

Ermächtigungen nur mit seiner Zustimmung oder der Zustimmung eines Aufsichtsrats-

ausschusses vorgenommen werden dürfen. 


